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ZEITGESPRACH

Zerfällt die EG?

Nach einem Bericht der EG-Kommission haben sich die wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den 
EG-Mitgliedsländern in den letzten drei Jahren rapide vergrößert. Zerfällt die EG? Wilhelm Haferkamp 
von der EG-Kommission, Bundeswirtschaftsminister Hans Friderichs und der Brite Brian Bayliss nehmen 
Stellung.

Wilhelm Haferkamp

Neue politische Impulse fehlen

Die Frage des Zeitgesprächs 
bereits signalisiert den Zu

stand der Europäischen Ge
meinschaft. Vor fünf, ja noch 
vor drei Jahren wäre diese 
Frage absurd gewesen. Heute 
ist sie es nicht mehr; heute stel
len sich viele diese Frage, ob
wohl sie ernsthaft noch von nie
mandem schließlich bejaht wor
den ist.

Wie sieht die Wirklichkeit 
der Gemeinschaft aus? An der 
Tatsache einer gemeinsamen 
Außenhandelspolitik wird nicht 
gerüttelt und ist nicht zu rütteln, 
weil der Vertrag diese ein für 
allemal vorsieht. Der Gemein
same Markt gehört zu jenem 
Bestand des Erreichten, der 
nicht mehr diskutiert wird, weil 
er selbstverständlich geworden 
ist. Als vollendet kann aber der 
Gemeinsame Markt nicht gelten, 
weil insbesondere bei der Be
seitigung von Handelshemmnis
sen noch viel zu tun ist und 
schließlich jenes Mindestmaß 
-an Steuerharmonisierung immer

noch auf sich warten läßt, das 
für den Abbau der Grenzkon
trollen unerläßlich ist.

Die gemeinsame Agrarpolitik, 
von vielen als das stärkste Binde
glied der Gemeinschaft betrach
tet, läßt sich nur noch durch 
immer komplizierter werdende 
Hilfskonstruktionen aufrechter
halten. Ob sich diese Politik 
noch „gemeinschaftlich“ nennen 
kann, läuft letztlich auf eine defi- 
nitorische Frage hinaus. In Wirk
lichkeit ist sie dies nicht mehr. 
Die Forschungspolitik ist ein 
Torso geblieben. Eine gemein
same Verkehrs- und Industrie
politik ist schon in den Ansätzen 
steckengeblieben.

Am stärksten wurde die Ge
meinschaft in den vergangenen 
Jahren in der Energie- sowie 
der Wirtschafts- und Währungs
politik herausgefordert. Hätte es 
die Gemeinschaft bei Ausbruch 
der Energiekrise noch nicht ge
geben: man hätte sie wahrlich 
erfinden müssen; denn so groß

und so interdependent waren 
die Probleme, daß sie nur in 
übernationalen Anstrengungen 
Aussicht hatten, bewältigt zu 
werden.

Spaltung in zwei Gruppen

Das Resultat dieser Heraus
forderung ist bekannt. Statt sie 
zum Anlaß entschlossener Inte
grationsfortschritte zu nehmen, 
steht die Gemeinschaft nach 
dieser Krise, die die Grundla
gen der Weltwirtschaft erschüt
terte, uneiniger, unfertiger, des
integrierter als zuvor da. Eine 
gemeinsame Energiepolitik fin
det bis auf den heutigen Tag in 
der Gemeinschaft nicht statt. 
Die lebensnotwendige Gemein
samkeit auf diesem Gebiet ist 
von außen initiiert worden. 
Gleichzeitig wurde die Gemein
schaft in zwei Gruppen ausein
anderdividiert: acht Mitglied
staaten waren bereit, mit den 
Vereinigten Staaten und ande
ren Ländern in der Internationa
len Energieagentur zusammen
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zuarbeiten, Frankreich nicht. 
Diese Spaltung der Gemein
schaft dauert bis heute an.

In der Währungspolitik geht 
die Spaltung mitten durch die 
Gemeinschaft. England, Italien 
und Frankreich —  drei der vier 
größeren Mitgliedstaaten gehö
ren dem europäischen Wechsel
kursverbund, der „Schlange“ , 
nicht mehr an. Dem Club der 
„Schlangen-Länder“ steht der 
Club der „Freifloater“ gegen
über. Diese Trennung hat sich 
auch institutionell niederge
schlagen. In der Regel geht 
einer Sitzung des Rates der 
Wirtschafts- und Finanzminister 
eine Sitzung voraus, an der nur 
die der Schlange angehörenden 
Mitgliedstaaten teilnehmen. We
sentliche währungspolitische 
Fragen wurden und werden da
mit also nicht mehr im Rahmen 
der zuständigen Gemeinschafts
instanzen behandelt.

Wer indessen geglaubt hatte, 
die „Rest-Schlange“ stelle den 
„rocher de bronze“ währungs
politischer Stabilität dar, sah 
sich getäuscht. In den letzten 
Wochen ist auch sie unter er
heblichen Druck geraten, wenn 
es auch nicht zum Ausscheiden 
eines weiteren Landes aus dem 
Wechselkursverbund gekommen 
ist. Es gibt aber nicht wenige 
Stimmen —  und zwar vor allem 
in der Bundesrepublik — , die 
dem jetzt noch bestehenden 
Schlangen-Arrangement keine 
allzu große Überlebenschancen 
mehr einräumen. Ich meine: Die 
Schlange aufzugeben wäre öko
nomisch und politisch kurzsich
tig.

Eklatante ökonomische 
Divergenzen

Es wäre sicher ungerecht, die 
Schuld an der währungspoliti
schen Misere der Gemeinschaft 
nur einem Mangel an Zusam
menarbeit und Hilfsbereitschaft 
seitens der Schlangen-Länder 
zuzuschreiben. Im Grunde sind 
die Schwierigkeiten des euro
päischen Wechselkurssystems

nur Ausdruck der Tatsache, daß 
die ökonomische Entwicklung 
der Mitgliedstaaten in den letz
ten Jahren in geradezu er
schreckendem Maße auseinan
dergelaufen ist.

Die kumulierten Zuwachsraten 
der Verbraucherpreise in den 
Jahren 1973, 1974 und 1975 zei
gen folgendes Bild:

Gemeinschaft 40%
Bundesrepublik 21 %
Niederlande 31 %
Italien 54%
Vereinigtes Königreich 57 %

Bei den Lohnstückkosten wa
ren die Divergenzen zwischen 
einzelnen Mitgliedstaaten noch 
größer (kumulierte Entwicklung
1973, 1974 und 1975):

Gemeinschaft 55 %
Bundesrepublik 25%
Niederlande 41 %
Vereinigtes Königreich 75%  
Italien 83%

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Wilhelm Haferkamp, 53, 
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ischen Gemeinschaften in 
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Dr. Hans Friderichs, 44, 
FDP - Bundestagsmitglied, 
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ster für Wirtschaft.

Prof. Dr. Brian Bayliss, 
35, ist Ordinarius für 
Wirtschaftswissenschaften 
und Direktor des „Centre 
for European Industrial 
Studies“ an der Universi
tät Bath.

Die Liste der in den Mitglied
staaten divergierenden gesamt
wirtschaftlichen Indikatoren ließe 
sich noch verlängern. Die hier 
aufgeführten Reihen genügen 
jedoch, um zu erkennen, daß es 
ökonomisch unmöglich ist, alle 
Gemeinschaftswährungen über 
einen längeren Zeitraum hinweg 
in ein unverändertes Fixkurs
system zu zwingen. Hinter der 
währungspolitischen Spaltung 
verbergen sich eklatante ökono
mische Divergenzen.

Bedeutet dieser Befund nun, 
daß der Zerfall der Gemein
schaft unabwendbar ist? Ich 
kann darauf nur eine Antwort 
geben: sie wird nicht zerfallen. 
Sie wird deshalb nicht zerfallen, 
weil es sich kein Mitgliedstaat 
leisten kann, die Konsequenzen 
einer solchen Entwicklung auf 
sich zu nehmen. Sicherlich wä
ren die Konsequenzen im ein
zelnen schwer abschätzbar. Daß 
sie aber für alle Volkswirtschaf
ten überaus gravierend sein 
würden, darüber gibt es keinen 
Zweifel.

Hoher Verflechtungsgrad

Einen Anhaltspunkt über die 
möglichen Auswirkungen könn
ten Zahlen über den Grad der 
gegenseitigen Handelsverflech
tung geben. Mehr als 50%  der 
Exporte der Mitgliedstaaten 
sind im vergangenen Jahr in die 
Gemeinschaft gegangen. Für die 
Bundesrepublik betrug dieser 
Exportanteil in die übrigen Ge
meinschaftsländer im Jahr 1975 
ungefähr 45%. Je kleiner ein 
Land, um so größer wird dieser 
Anteil. Belgien und die Nie
derlande beispielsweise haben 
über 70%  ihrer Exporte in der 
Gemeinschaft abgesetzt. Diesen 
hohen Grad der Verflechtung 
hat sicher nicht allein der Ge
meinsame Markt herbeigeführt. 
Und natürlich gäbe es zwischen 
Frankreich und Deutschland 
auch nach einem Zerfall der 
Europäischen Gemeinschaft 
noch einen gegenseitigen Han
delsaustausch. Aber niemand
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darf sich der Illusion hingeben, 
Handel und damit Beschäftigung 
und Wohlstand blieben von 
einem solchen Ereignis unbe
rührt. Ich bin sicher, daß sich 
insbesondere in der Bundes
republik jeder Verantwortliche 
über diese Tatsache im klaren 
ist.

Die gestellte Frage: Zerfällt 
die EG? ist indessen so hypo
thetisch, daß es eigentlich ver
geudete Zeit ist, sich bei mög
lichen Folgen und Konsequen
zen aufzuhalten. Sie aufzustel
len hat meines Erachtens nur 
deshalb und insoweit einen 
Sinn, als bei solchen Betrach
tungen die Vorteile, die die Ge
meinschaft gebracht hat, wieder 
einmal ins Blickfeld kommen.

Der gefährlichste Sprengsatz, 
der die Gemeinschaft bedroht, 
besteht meiner Auffassung nach 
in den großen ökonomischen 
Strukturunterschieden und der 
Tatsache, daß diese Unter
schiede noch immer im Begriffe 
sind, sich zu vergrößern. Es 
muß alles getan werden, um 
dieser Auseinanderentwicklung 
der Gemeinschaft Einhalt zu ge
bieten und die Strukturen 
schrittweise, aber doch einan
der anzunähern.

Probe auf die 
gesamtwirtschaftliche Vernunft

Wir haben in der Vergangen
heit die Erfahrung machen müs
sen, daß mit den herkömmlichen 
Mitteln der Globalsteuerung 
allein die bestmögliche Verwirk
lichung der Ziele Wachstum und 
Stabilität nicht erreichbar ist. 
Jahrelang wurden zu hohe An
sprüche gestellt. Der Vertei
lungskampf hat häufig genug, 
und in einzelnen Ländern noto
risch, den gesamtwirtschaftlich 
möglichen Rahmen gesprengt. 
Deshalb ist die Zusammenarbeit 
der Sozialpartner untereinander 
und zwischen ihnen und den 
Regierungen unerläßlich.

In der Bundesrepublik ist dies 
nahezu selbstverständlich ge

worden. In anderen Mitglied
staaten ist dies nicht der Fall, 
wie man leicht feststellen kann, 
wenn man die öffentlichen Dis
kussionen über von der Regie
rung beschlossene und in Vor
bereitung stehende Stabilisie
rungsprogramme verfolgt. Vor 
diesem Hintergrund ist unser 
Bemühen zu sehen, die Sozial
partner und die Regierungen 
auch auf europäischer Ebene an 
einen Tisch zu bringen. Ich sehe 
die Bedeutung der Ergebnisse 
der Dreierkonferenz von Ende 
Juni in Luxemburg nicht in 
erster Linie darin, daß sich die 
Teilnehmer auf quantitative 
Ziele für die Stabilitäts- und 
Wachstumspolitik und die zu er
greifenden notwendigen Maß
nahmen geeinigt haben. Das ist 
zwar auch wichtig und notwen
dig. Im Vordergrund stand für 
mich jedoch, auf europäischer 
Ebene einen Lernprozeß der 
Zusammenarbeit in Gang zu 
bringen.

In einigen Ländern hat es ja 
in der Tat in den vergangenen 
Wochen und Monaten einige er
freuliche Fortschritte in dieser 
Richtung gegeben. In England 
beispielsweise hat man einge
sehen, daß gnadenlose Vertei
lungskämpfe ein Land an den 
Rand des wirtschaftlichen Ruins 
treiben können. Nun ist das 
Vereinigte Königreich alles an
dere als wirtschaftlich schon 
über den Berg. Fest steht je
doch, daß die gegenwärtigen 
Schwierigkeiten schon sehr viel 
mehr von ihrer Brisanz einge
büßt hätten, wenn man sich frü
her auf den Weg der Zusam
menarbeit begeben hätte. In 
Frankreich und in Italien steht 
die Probe auf die gesamtwirt
schaftliche Vernunft noch aus. 
Auf jeden Fall müssen die so
zialen Gruppen mit ihrer ge
samtwirtschaftlichen Verantwor
tung konfrontiert werden.

Integration —  eine politische 
Herausforderung

Selbstverständlich kann die 
Stagnation der Gemeinschaft

nicht allein durch Fortschritte 
auf wirtschafts- und währungs
politischem Gebiet überwunden 
werden. Die europäische Inte
gration ist und bleibt in erster 
Linie eine politische Frage und 
eine politische Herausforderung. 
Nun stehen gegenwärtig die 
Zeichen —  jedermann weiß das 
—  für politisch-institutionelle 
Fortschritte nicht gut. Man 
braucht nur daran zu erinnern, 
daß seit über neun Monaten der 
Tindemans-Bericht über die Eu
ropäische Union auf dem Tisch 
des Ministerrates liegt. Bis auf 
den heutigen Tag steht die Ant
wort der Regierungen auf die
ses gewiß nicht himmelstür
mende Dokument aus.

Die beschlossene Direktwahl 
zum Europäischen Parlament ist 
ein wichtiger Schritt auf dem 
Weg der notwendigen Demo
kratisierung der Gemeinschaft. 
Den entscheidenden Durchbruch 
stellt er freilich nicht dar, da 
eine nennenswerte Erweiterung 
der Befugnisse des Parlaments 
in der nächsten Zeit nicht in 
Aussicht steht. Meines Erach
tens wären hier Fortschritte 
auf relativ begrenzten Gebieten 
denkbar, ohne große institutio
nelle Grundsatzdebatten vom 
Zaun zu brechen. Man könnte 
dem Parlament beispielsweise 
Gesetzgebungsbefugnisse auf 
dem so wichtigen Gebiet der 
vollen Herstellung des inneren 
Marktes geben. Hätte das Par
lament die Gesetzgebungskom
petenz in den Bereichen Dienst- 
leistungs- und Niederlassungs
freiheit, Rechtsangleichung, Be
seitigung von Handelshemmnis
sen und Herstellung gleicher 
Wettbewerbsbedingungen, und 
wäre man hier nicht mehr auf 
das lange und ermüdende Feil
schen der nationalen Bürokra
tien angewiesen, so wäre damit 
zweifellos viel gewonnen.

Notwendig und auch möglich 
sind ferner eine Verbesserung 
der Arbeitsweise des Minister
rates, oder besser gesagt, der 
vielen verschiedenen Minister
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räte. Es muß weniger vertagt 
und mehr entschieden werden. 
Die Minister sollten sich häufi
ger und schneller von den zahl
reichen Expertengruppen Be
richt erstatten lassen und poli
tisch entscheiden, was diese 
Ausschüsse nicht lösen können 
oder wollen. Vor allem der mit 
so viel Vorschußlorbeeren be
dachte Europäische Rat sollte 
sich nicht zum Lückenbüßer der

Entscheidungsträgheit und Ent
scheidungsfähigkeit von Fach
ministerräten degradieren las
sen.

Es besteht kein Zweifel: ohne 
neue politische Impulse kann 
die gegenwärtige Stagnation 
nicht überwunden werden, und 
die Frage: Zerfällt die EG? 
bleibt virulent. Diese Impulse 
können nicht von Bürokraten er
wartet werden, sie können nur

von den europäischen Regie
rungen, von den europäischen 
Staatsmännern kommen. Die 
Politiker in Europa wissen, daß 
die Gemeinschaft mehr ist als 
etwas, das nur Geld kostet, und 
auch mehr als nur eine Kasse, 
aus der man sich zu nationalem 
Vorteil bedient. Die Bürger Eu
ropas erwarten, daß sie auch 
dieser Einsicht entsprechend 
handeln.

Hans Friderichs

Das Erreichte kann weiterentwickelt werden

Schwierige Zeiten mehren die 
Zweifel am Bestand der Euro

päischen Gemeinschaft. Gründe 
zur Skepsis gibt es in reichem 
Maße: die Energiekrise im An
schluß an den Yom-Kippur-Krieg, 
die Weltwirtschaftskrise, die 
außenpolitischen Verstrickungen 
in Nahost und in Afrika. In einer 
sich schnell und krisenhaft ver
ändernden Welt fehlt die Ver
läßlichkeit gesicherter Ausblicke. 
Droht jetzt auch die Vision eines 
Vereinten Europas zu ver
blassen?

Vor 25 Jahren haben weitsich
tige und mutige Staatsmänner 
die Grundlagen für eine Euro
päische Gemeinschaft gelegt, 
die wirtschaftliche Solidarität in 
der Perspektive der politischen 
Einigung Westeuropas begrün
den sollte. Seither wurde viel er
reicht. Es besteht ein Gemein
samer Markt mit weitgehend 
freiem Verkehr für Güter und 
Personen. Der gemeinsame 
Agrarmarkt ist gewiß nicht voll
kommen, er sichert aber die Ver
sorgung mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen und beteiligt die 
Landwirtschaft an Fortschritt und 
Wohlstand. In einer Anzahl von 
Bereichen gibt es Ansätze für 
gemeinsame Politiken, die eine

bessere Konvergenz der einzel
staatlichen Entwicklungen in 
Kernbereichen des Gemeinsa
men Marktes fördern sollen. Da
hinter steht als langfristiges Ziel 
die Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion.

Mit ihrer Erweiterung im Jahre 
1973 hat die Gemeinschaft poli
tisches Profil gewonnen. Sie hat 
ihr eigenes Freihandelssystem 
auch auf dritte Länder übertra
gen und beteiligt sich aktiv an 
Arbeiten, welche die schrittweise 
Einführung des allgemeinen Frei
handels zum Gegenstand haben. 
Im Bereich der Außenbeziehun
gen bemüht sich die Gemein
schaft um ein einheitliches Auf
treten. Wo immer ihr dies ge
lingt, wird Ihre Stimme gehört, 
hat ihr Votum Gewicht.

Interne Schwierigkeiten

ses ist Anlaß zu verbreiteter 
Sorge, da Rückwirkungen auf 
den Bestand des bereits ge
schaffenen Integrationsgefüges 
erwartet werden.

Wie berechtigt diese Sorgen 
sind, hat erneut die Diskussion 
des Berichts Tindemans’ über 
die Europäische Union gezeigt. 
Dieser Bericht unterbreitet Vor
schläge, um Europa wieder zu 
einem wesentlichen Anliegen 
der Öffentlichkeit zu machen 
und neue Entscheidungen vor
zubereiten. Der Bericht ist um 
Sachlichkeit bemüht, seine Ana
lysen sind nüchtern. Feste Ter
mine werden nicht genannt, die 
Vorschläge betreffen nahelie
gende Postulate. Dennoch ist in 
den bisherigen Erörterungen 
nichts so deutlich geworden wie 
gerade das faktische Gewicht 
der sachlichen Integrations
hemmnisse.

Dennoch stößt die Entwicklung 
der Gemeinschaft heute immer 
mehr auf Grenzen. Es wird sicht
bar, daß die politischen, gesell
schaftlichen und ökonomischen 
Voraussetzungen für weiter
gehende integrationspolitische 
Impulse erst noch zu verwirk
lichen sind. Die Gefahr einer 
Lähmung des Einigungsprozes

Die Schwierigkeiten in der 
Gemeinschaft hängen in erster 
Linie mit ihrem inneren Zustand 
zusammen. Vor allem ist bisher 
die Verwirklichung einer ge
meinsamen Politik im Wirt- 
schafts- und Währungsbereich 
nur sehr unvollkommen gelun
gen. Dafür gibt es verschiedene 
Gründe. Entscheidend ist wohl,
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daß immer dann, wenn wirt
schaftspolitische und vor allem 
währungspolitische Fragen be
rührt werden, in zentrale Be
reiche nationaler Politik vorge
stoßen wird. Gemeinschaftsauf
gabe und nationalstaatliche Zu
ständigkeiten (und Empfindlich
keiten) lassen sich vielfach nicht 
miteinander vereinbaren. Bisher 
haben sich die Regierungen 
nicht eindeutig festgelegt. Zu
geständnisse an die Gemein
schaftskompetenz fallen ihnen 
schwer.

Das Zögern der Regierungen 
liegt nicht allein am fehlenden 
politischen Willen. Keine Regie
rung kann Verantwortung über
tragen, ohne sicher zu sein, daß 
die übertragenen Befugnisse 
zum Wohle ihrer Bürger ausge
übt werden. Eine derartige 
Sicherheit gibt es heute wegen 
der erheblichen Unterschiede 
der tatsächlichen, rechtlichen, 
wirtschaftlichen und politischen 
Lage in den Mitgliedstaaten 
nicht. Die Strukturunterschiede 
im weitesten Sinne haben zu 
sehr unterschiedlichen wirt
schaftspolitischen Auffassungen 
geführt, die nicht ohne weiteres 
auf den Nenner einer gemein
samen Wirtschaftspolitik zu brin
gen sind.

Vergrößerung wirtschaftlicher 
Disparitäten

Es ist deshalb auch nicht ge
lungen, das Ziel einer gleich- 
gewichtigen wirtschaftlichen Ent
wicklung in den Mitgliedstaaten 
zu verwirklichen. Vielmehr ha
ben sich die bestehenden wirt
schaftlichen Disparitäten zumal 
im Gefolge der schweren Welt
wirtschaftskrise vertieft und wei
ter vergrößert. Die chronischen 
Schwierigkeiten im Europä
ischen Währungsverbund sind 
symptomatisch für diese Diskre
panzen. Sie behindern heute die 
Verwirklichung neuer und die 
Fortführung bestehender Politi
ken. Sie stärken die zentrifuga
len Kräfte in der Gemeinschaft 
und gefährden damit den er

reichten Integrationsstand, von 
dem wiederum die Stabilität der 
Volkswirtschaften und im Zu
sammenhang damit auch die 
der Demokratie in der Gemein
schaft abhängen. Hinzu kommt 
noch die unterschiedliche Lei
stungsfähigkeit und Belastbar
keit der gesellschaftlichen und 
politischen Strukturen der Mit
gliedstaaten. Gesellschaftliche 
Krisen und eine ungewisse poli
tische Zukunft in einigen Mit
gliedstaaten sind der gefähr
liche Ausdruck dieser Entwick
lung. Sie haben die Integrations
fähigkeit Europas beeinträchtigt.

Komplexe Außenbeziehungen

Im außenpolitischen und 
außenwirtschaftlichen Bereich 
war die Gemeinschaft in der 
letzten Zeit erfolgreicher. Es 
sind jedoch auch neue Schwie
rigkeiten aufgetaucht. Die 
außenpolitische Aktivität hat die 
Gemeinschaft in bisher unbe
kannte innen- und außenpoliti
sche Kraftfelder gerückt, die es 
ihr in einigen Fällen erschwert 
haben, Außenpolitik mit einer 
Stimme zu betreiben, und die 
sie auch im Inneren vor neue 
Belastungsproben stellen. Bei
spielsweise hat die Gemein
schaft wegen der unterschied
lichen Interessenlagen ihrer Mit
gliedstaaten bisher bei den Ver
handlungen im Rahmen der 
KIWZ und der UNCTAD wenig 
überzeugt. Oft wurde die Ge
meinschaft erst dann tätig, wenn 
seitens ihrer Umwelt auf sie 
(und ihre Mitgliedstaaten) star
ker außenpolitischer Druck aus
geübt wurde.

Auch in anderer Hinsicht hat 
die außenpolitische Dynamik für 
die Gemeinschaft zu Konse
quenzen geführt. Mit der Zu
stimmung des Rates zu der EG- 
Mitgliedschaft Griechenlands ist 
der Trend zur erneuten Erweite
rung der Gemeinschaft bestätigt 
worden. Weitere Mittelmeerlän
der (Portugal, Spanien) streben 
gleichfalls den Beitritt an. Für 
den Zusammenhalt der westli

chen Staatengemeinschaft ist 
diese Entwicklung politisch not
wendig; sie findet im übrigen 
im EG-Vertrag ihre rechtliche 
Stütze. Es ist aber nicht zu ver
kennen, daß die Gemeinschaft 
mit dieser Perspektive in einem 
Augenblick konfrontiert wird, in 
dem sie angesichts der noch 
nicht gelungenen Lösung ihrer 
inneren Probleme kaum ausrei
chend gefestigt ist. Bei den wei
teren Verhandlungen wird des
halb besonders darauf zu ach
ten sein, daß Kohäsion und Ent
wicklungsfähigkeit der Gemein
schaft gewahrt bleiben.

Die skizzierten Problembe
reiche und Konfliktstoffe berech
tigen sehr wohl zu skeptischen 
Fragen. Die Schwierigkeiten 
sind real und gefährlich. Die 
Bundesregierung ist dennoch 
der Meinung, daß das bisher 
Erreichte erhalten und weiter
entwickelt werden kann.

Vorteile der Gemeinschaft

Jedem der Mitgliedstaaten 
sind aus der gemeinsamen Lei
stung Vorteile erwachsen. Ein 
Zusammenbruch des Gemeinsa
men Marktes würde den Wohl
stand mindern, den sozialen 
Frieden gefährden und den 
Freiheitsraum des einzelnen be
schränken —  in allen Mitglied
staaten. Die Bundesrepublik hat 
ein Interesse an der Europä
ischen Gemeinschaft und an 
ihrer Fortentwicklung zu einer 
politischen Union. Wirtschafts- 
und sicherheitspolitische Über
legungen sprechen gleicherma
ßen für diese Option.

Um bei der Wirtschaft zu blei
ben: 45%  unserer Exporte ge
hen in die übrigen EG-Staaten, 
weitere 15% in die mit der 
EG durch Freihandelsabkommen 
verbundenen europäischen Staa
ten der Rest-EFTA. Die Staaten 
des europäischen Währungsver
bundes nehmen 25%  der deut
schen Ausfuhren auf. Auch ohne 
Umrechnung in Arbeitsplätze be
legen diese Zahlen das Inter
esse, das wir an der Zusam-
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menfassung der wirtschaftlichen 
Ressourcen in einem größeren 
Wirtschaftsraume zur besseren 
Arbeitsteilung haben müssen.

Die Überwindung der Schwie
rigkeiten in der Gemeinschaft 
wird ohne Geduld und Beharr
lichkeit nicht gelingen. Dabei 
werden große Anforderungen 
sowohl an die Gemeinschafts
solidarität als auch an die Diszi
plin der Mitgliedstaaten gestellt. 
Den eigenen ökonomischen und 
sozialen Anstrengungen der 
Mitgliedstaaten und ihrer Regie
rungen kommt aus zwei Grün
den eine zentrale Bedeutung zu: 
Die Beseitigung des strukturel
len Gefälles in der Gemein
schaft setzt die Bereitstellung 
von Mitteln in einem Umfang 
voraus, der die Möglichkeiten 
der Gemeinschaftseinrichtungen 
bei weitem übersteigt. Anderer
seits wird die Gemeinschaft 
Maßnahmen der praktischen 
Solidarität um so eher zustim
men, je gesicherter die Aussich
ten sind, daß sie von erfolgrei
chen eigenen Anstrengungen 
der Mitgliedstaaten getragen 
werden, die Perspektiven für 
weitere Integrationsfortschritte 
eröffnen.

Verantwortung 
der Bundesrepublik

Die Bundesrepublik ist in der 
Gemeinschaft das Land mit der 
größten Wirtschaftskraft. Hier
aus erwächst ihr Verantwortung 
für die gemeinsame Sache. Sie

wird die berechtigten Erwartun
gen und wesentlichen Interes
sen ihrer Partner berücksichti
gen, auch wenn sich diese nicht 
immer mit ihren eigenen inte- 
grationspoiitischen Prioritäten 
decken. Wir werden vor allem 
auch weiterhin bereit sein, ent
sprechend unserer Leistungs
kraft innerhalb der Gemein
schaft finanzielle Nettoleistun
gen zu erbringen. Wir haben 
solche Leistungen bisher schon 
in einem erheblichen Umfang 
erbracht —  bis hin zu jenen
1,5 Mrd. DM jährlich, die wir 
aufgrund längst nicht mehr exi
stierender Wechselkurse zu viel 
in die Gemeinschaftskassen 
zahlen.

Anstrengungen zur Annäherung 
der wirtschafts- und währungs
politischen Entwicklungen kann 
allerdings nicht bedeuten, daß 
Gemeinsamkeit auf Kosten der 
Stabilität gesucht wird. Europa 
wäre nicht damit gedient, wenn 
sich die Partner stabilitätspoli
tisch auf einer „mittleren Linie“ 
träfen, d. h. wenn wir, um uns 
den anderen anzunähern, be
wußt mehr Instabilität und ins
besondere Inflation in Kauf näh
men. Die Konjunkturprogramme 
in Italien, Frankreich, Nieder
lande, Dänemark und Großbri
tannien beweisen, daß alle in
zwischen gelernt haben, Infla
tion als Rezept gegen unsere 
wirtschaftlichen (und politischen) 
Sorgen abzulehnen. Dies ist zu 
bedenken, wenn beispielsweise

in der währungspolitischen Dis
kussion von der Veränderung 
der bestehenden und Schaffung 
neuer Mechanismen gemein
schaftlicher Solidarität die Rede 
ist.

Mittelfristige Aussichten

Knappe Mittel verlangen Kon
zentration. der Gemeinschafts
aktivität auf das Mögliche und 
Wesentliche. Wenig aussichts
reich sind gegenwärtig konzep
tionelle Gesamtentwürfe. Mög
lich bleibt dagegen die Fortfüh
rung der bisherigen Politik prag
matischer Einzelschritte zur An
näherung des Vorgehens der 
Mitgliedstaaten und zur Fort
entwicklung geeigneter Integra
tionsbereiche. Auch dies ist ak
tive Europapolitik. Sie kann 
dann aussichtsreich sein, wenn 
stärker als bisher partikulare 
Interessen im Einzelfall zurück
gestellt und angemessene Haus
haltsmittel auf Gemeinschafts
ebene eingesetzt werden. Ent
scheidend wird die Bereitschaft 
zur klaren politischen Orientie
rung und zur überzeugenden 
Darstellung dieser Politik in der 
Öffentlichkeit sein.

Heute besteht die Aussicht, 
daß mittelfristig größere politi
sche Impulse möglich werden. 
Mit den Beschlüssen über die 
Direktwahl des Europäischen 
Parlaments (1978) hat die insti
tutionelle Verfassung der Ge
meinschaft ein neues Gesicht 
erhalten. Bisher schien freilich

W E L T  K O N J U N K T U R  
D I E N S T

Der Vierteljahresbericht, der von der Konjunkturabteilung des HWWA- 
Institut für Wirtschaftsforschung-Hamburg erarbeitet wird, analysiert 

Jahresbezugspreis und prognostiziert die wirtschaftliche Entwicklung in den wichtigsten
DM 60,—  westlichen Industrienationen sowie auf den Weltrohstoffmärkten.

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H  - H A M B U R G
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der institutionelle Mechanismus 
kaum noch geeignet, um den 
wachsenden Aufgaben der Ge
meinschaft gerecht zu werden. 
Das zunehmende Ausweichen in 
die Methoden intergouverne- 
mentaler Zusammenarbeit wird 
zu Recht als unbefriedigend 
empfunden.

Die mit der Direktwahl des 
Europäischen Parlaments einge
leitete Entwicklung kann mittel
fristig dahin führen, daß die 
Willensbildung auf Gemein
schaftsebene in einer dem west
lichen Verfassungsverständnis 
entsprechenden Weise legiti
miert und auf eine wirklich 
politische, die Grenzen der 
Mitgliedstaaten übergreifende

Grundlage gestellt wird. Schon 
die bloße Ankündigung der Di
rektwahl des Europäischen Par
laments hat bekanntlich dazu 
geführt, daß die politischen 
Kräfte allenthalben grenzüber
schreitend aktiv wurden.

Ich fasse zusammen: Der
Schlüssel zur Bewältigung der 
Schwierigkeiten liegt in der in
neren Festigung der Gemein
schaft. Im geduldigen Zusam
menwirken zwischen Gemein
schaftssolidarität, Eigenanstren
gung und Disziplin der Mitglied
staaten könnten die Energien 
entwickelt werden, die erforder
lich scheinen, um der Gemein
schaft Zuversicht und neue Im
pulse zu geben. Die Betonung

der inneren Entwicklung ist un
abhängig davon notwendig, daß 
die Gemeinschaft heute im Be
reich der Außenbeziehungen vor 
sehr aktuellen Herausforderun
gen steht. Es wäre auf Dauer 
gefährlich, eine Außenpolitik zu 
betreiben, die nicht auf einer 
festen und bewährten politi
schen Struktur im Innern, auf 
einer wirklich integrierten Wirt
schaft, auf einem stabilen sozia
len und regionalen Gleichge
wicht und schließlich —  in Er
mangelung einer gemeinsamen 
Währung —  auf einem Minimum 
an tatsächlicher Zusammen
arbeit und der Einhaltung ge
meinsamer Regeln im Wäh
rungsbereich beruht.

Brian Bayliss

W ille zum W eiterbestand

Die Krisen und die Rezession, 
die seit 1973 die Industrie

länder der westlichen Welt be
herrschen, haben eine Reihe 
wirtschaftlicher Ereignisse aus
gelöst, die das Überleben der 
EG in Frage stellen. Die öko
nomischen Vorteile, die aus 
einer wirtschaftlichen Union ent
stehen, können sich nur dann 
verwirklichen, wenn alle Mit
gliedsländer eine ähnliche wirt
schaftliche Entwicklungsstufe er
reicht haben. Wird jedoch die 
wirtschaftliche Union zu einer 
Wirtschafts- und Währungsunion 
erweitert, so sind Harmonisie
rung und Stabilität der Volks
wirtschaften sowie auch der 
Währungsentwicklungen der Mit
gliedsländer Voraussetzung. Die 
infolge der Nahost-Krise von 
1973 entstandenen Divergenzen 
in der Wirtschafts- und Wäh
rungsentwicklung der Mitglieds
länder der Gemeinschaft haben

zu Zweifeln über die Zukunft 
der EG geführt.

Divergierende
Wirtschaftsentwicklungen

Die fünffache ölpreiserhöhung 
und die allgemeine Rohstoff
preiserhöhung haben Anfang 
1974 zu wesentlichen Zahlungs
bilanzproblemen bei den EG- 
Mitgliedsländern, zu einer Be
schleunigung der schon beste
henden Zuwachsraten der Infla
tion und zu einer Vergröße
rung der von der schon rück
läufigen Konjunktur beeinflußten 
Arbeitslosigkeit geführt. Trotz 
der 1974 in den Mitgliedstaaten 
auftretenden ernsten Spaltung 
der Öleinfuhrpolitik und trotz 
starker Divergenzen der Infla
tionsraten und der großen Mei
nungsunterschiede über die not
wendige Währungs- und Wirt
schaftspolitik hat sich die Situa

tion bis 1975 —  mit Ausnahme 
Großbritanniens —  merkwürdi
gerweise verbessert. In manchen 
Mitgliedsländern war eine Stei
gerung der industriellen Produk
tion bereits Mitte 1975 zu erken
nen, und weiter hat sich die In
fiationsrate für die zwölf Monate 
bis zum Jahresende in den ur
sprünglichen sechs Mitglied
staaten und in Dänemark auf 
einstellige oder fast einstellige 
Zahlen verringert.

In Großbritannien erfolgte je
doch 1974 eine vollständige 
Lockerung der Einkommenspoli
tik und eine Ausdehnung der öf
fentlichen Ausgaben. Bereits im 
Sommer 1975 entsprach die In
flationsrate einer jährlichen Zu
wachsrate von mehr als 40 %, 
und trotz der im Herbst 1975 ein
geführten Einkommenspolitik be
trug sie für die zwölf Monate bis 
Ende 1975 noch 25 %. Erst Mitte
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1976 wurde eine Zurückhaltung 
im Hinblick auf die öffentlichen 
Ausgaben in Regierungskreisen 
diskutiert. Diese Verzögerung 
hatte zwar vorerst eine ausglei
chende Wirkung im Hinblick auf 
die Produktionsunterschiede zwi
schen Großbritannien und den 
anderen Mitgliedsländern, sie 
bedeutet aber einen weiteren 
Konjunkturrückfall in Großbritan
nien gegenüber seinen Partner
ländern in der Zukunft.

Der Beitritt Großbritanniens 
zur EWG am 1. Januar 1973 
wurde von vielen als Mittel zur 
Beseitigung des Engpasses, in 
dem sich die EWG befand, an
gesehen. Die wirtschaftliche Lei
stung Großbritanniens ging je
doch, verglichen mit den anderen 
Mitgliedstaaten, seit den 50er 
Jahren ständig zurück. An dieser 
Situation hat sich in den letzten 
vier Jahren wenig geändert; 
man könnte eventuell von einer 
kleinen Verbesserung der Aus
einanderentwicklung sprechen.

Unterschiedliche 
Produktivitätsraten

Zwischen 1963 und 1973 be
trug die jährliche Zuwachsrate 
des Bruttoinlandsproduktes in 
konstanten Preisen in Großbri
tannien nur 2,9 %, verglichen mit 
einer Rate von 4 bis 5,5%  und 
im Durchschnitt von 5 %  in den 
Ländern der Gemeinschaft. 
Solche internationalen Lei
stungsvergleiche sind jedoch 
wegen bestimmter Faktoren, z. B. 
unterschiedlicher Arbeitskräfte 
und Arbeitsstunden, Definitions
unterschieden in der volkswirt
schaftlichen Gesamtrechnung, 
fehlender zuverlässiger Output
messungen und Unterschieden 
zwischen den Wechselkursen 
und den relativen Kosten, unzu
verlässig.

Eine Beschränkung des Ver
gleichs auf die verarbeitende In
dustrie, wo die Messung des 
Outputs wesentlich leichter als 
im Dienstleistungssektor ist, und 
die Verwendung von EG-So-

zialrechnungen und Kaufkraftpa
ritäten ermöglichen jedoch einen 
groben Vergleich internationaler 
Produktionsleistungen. Nach die
sem Maßstab war 1955 die reale 
Wertschöpfung pro Arbeiter
stunde in der verarbeitenden In
dustrie in Deutschland, Frank
reich, Belgien und Holland um 
8— 18%  höher als in Großbritan
nien, und 1973 waren die Lei
stungen in diesen Ländern sogar 
um 54 % bis 93 %  höher. Mit an- 
ren Worten, Großbritannien er
reichte erst 1973 die Arbeitspro
duktivität, die Deutschland, Frank
reich, Belgien und Holland im 
Jahre 1965 aufwiesen. Italien 
hatte Großbritannien 1968 ein- 
geholt; seitdem ist die Arbeits
produktivität beider Länder un
gefähr gleich geblieben.

Seit der Ölkrise Ende 1973 
und der folgenden Weltrezes
sion ist die Arbeitsproduktivität 
in Frankreich, Italien und in den 
Niederlanden wesentlich zurück
gegangen. Der Rückgang in 
Großbritannien war geringer. 
Unter den Mitgliedstaaten kam 
es nur in Deutschland zu einem 
langsamen Zuwachs der Produk
tivität.

Während der zwei Jahrzehnte 
bis 1973 ist in Großbritannien 
die Produktion in Relation zu 
den anderen Mitgliedstaaten, mit 
Ausnahme von Italien, ständig 
zurückgegangen. Die Periode seit 
1973 hat jedoch eine Verbesse
rung der Situation gegenüber 
Italien, Frankreich und den Nie
derlanden mit sich gebracht. Aber 
fehlende Maßnahmen gegen die 
Inflation von 1974— 75 bedeuten 
einen späteren Aufschwung der 
Konjunktur in Großbritannien als 
in den anderen Ländern, in de
nen sich schon ein Aufschwung 
bemerkbar gemacht hat.

Entwicklung der Investitionen

Die Brutto-Anlagelnvestitionen 
bilden eine Richtlinie für die zu
künftige Konjunktur eines Lan
des. Anfang der 60er Jahre be
stand eine relativ große Lücke 
zwischen Großbritannien und den

sechs EG-Mitgliedstaaten hin
sichtlich der Brutto-Anlageinve- 
stitionen. Im Vergleich zu einem 
Durchschnittswert von etwa 23 % 
in den Sechs, bestanden in Groß
britannien ungefähr 17 %  des 
Bruttoinlandsproduktes aus Brut- 
to-Anlageinvestitionen. Während 
der 60er Jahre stiegen in Groß
britannien und in den sechs 
Mitgliedstaaten die Anteile der 
Brutto-Anlageinvestitionen am 
Bruttoinlandsprodukt leicht an; 
obwohl die Spitze dieser Ent
wicklung bei den Sechs im Jahre 
1970 erreicht war und es danach 
zu einem kleinen Rückgang kam, 
ist die Steigerung in Großbritan
nien im Krisenjahr 1974 weiter
gegangen. In jenem Jahr waren 
die Brutto-Anlageinvestitionen 
im Vergleich zum Bruttoinlands
produkt größer als zu jedem 
Zeitpunkt im vergangenen Jahr
zehnt.

Obwohl der Realwert der 
Brutto-Anlageinvestitionen in 
Großbritannien im Jahre 1975 
ebenso wie in den anderen Mit
gliedsländern zurückgegangen 
ist, lag er bereits im ersten 
Quartal 1976 um 2 %  höher als 
im letzten Quartal des vergan
genen Jahres. Die Divergenzen 
zwischen Großbritannien und 
den sechs Mitgliedstaaten wa
ren, gemessen an den Brutto- 
Anlageinvestitionen, nach 1973 
geringer als zu jedem Zeitpunkt 
während des Jahrzehnts vor dem 
Beitritt Großbritanniens in die 
Gemeinschaft.

Steigendes Handelsbilanzdefizit

Wenn in der Handelsbilanz 
eines Mitgliedslandes einer Zoll
union ständige und wesentliche 
Ungleichgewichte bestehen, ist 
es fraglich, ob solch ein Land 
aus der Mitgliedschaft in solch 
einer Union Nutzen ziehen kann. 
Im Jahre 1975 betrug das Außen
handelsdefizit Großbritanniens 
im Handel mit den Partnerlän
dern 2 400 Mill. £; dieses Defizit 
kann mit einem von 2 200 Mill. £ 
1974, 85 Mill. £ 1970 und 120 
Mill. £ 1966 verglichen werden.
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Auf den ersten Blick scheint 
sich die Handelsbilanz Großbri
tanniens gegenüber den anderen 
Mitgliedsländern so verschlech
tert zu haben, daß die weitere 
Mitgliedschaft Großbritanniens 
fraglich oder sogar unmöglich 
erscheint. Man kann jedoch aus 
diesen Zahlen keine derartige 
Interpretation ableiten. Das stei
gende Handelsbilanzdefizit mit 
der Gemeinschaft stammt so
wohl aus einer Steigerung des 
Handels mit der Gemeinschaft 
(von ungefähr ein Viertel des 
Außenhandels Großbritanniens 
auf ein Drittel im letzten Jahr
zehnt) als auch aus einer allge
meinen Verschlechterung der ge
samten Handelsbilanz Großbri
tanniens. Das Verhältnis zwi
schen Einfuhr und Ausfuhr beim 
Außenhandel Großbritannien/üb
rige Welt und Großbritannien/ 
EWG ist während der letzten

zehn Jahre ungefähr gleich ge
blieben. Wenn Großbritannien 
kein Mitglied der Gemeinschaft 
geworden wäre, würde die ge
genwärtige Handelsbilanz wahr
scheinlich ähnlich aussehen.

Die Divergenzen zwischen 
Großbritannien und den anderen 
Mitgliedstaaten sind nach der 
oben durchgeführten Analyse vor 
dem Beitritt verhältnismäßig grö
ßer als seit dem Beitritt gewe
sen. Wenn Divergenzen ein un
überwindbares Hindernis inner
halb einer Zollunion darstellen, 
muß gefragt werden, warum 
Großbritannien angesichts seiner 
Leistungen vor 1973 die Mitglied
schaft in der Gemeinschaft ge
sucht hat und warum die dama
ligen Mitglieder diese Mitglied
schaft wollten.

Nach der Einleitung des Pari
ser Vertrages war das „raison

d’etre“ der Europäischen Kohle- 
und Stahlgemeinschaft politisch. 
Die „European Movement“ (eine 
Dachorganisation für alle Pro- 
Europa-Organisationen in Groß
britannien, die die „Parliamen
tary Leaders“ der drei Haupt
parteien als Schirmherren hat) 
hat ihre 1970 erschienene Publi
kation „Britain and the Common 
Market“ mit den Worten ange
fangen: „The Basic Issue is Po
litical.“

Politische Aspekte
der Mitgliedschaft

Die politischen Aspekte der 
bevorstehenden Mitgliedschaft 
Großbritanniens in der EWG 
waren von allen „Parliamentary 
Leaders“ der drei Hauptparteien 
im „House of Commons“ betont 
worden. Mr. Jeremy Thorpe, 
„Parliamentary Leader“ der Li
beralen Partei, einer Partei, die

<S)
o
in

Warum es 
überdurchschnittliche 

Autos geben muß.
Die S-Klasse von Mercedes-Benz.

Autofahrer sind im Schnitt 
14.500 km pro Jahr unterwegs. 

Mercedesfahrer fast das Doppelte.
Sie brauchen daher 

überdurchschnittlich viel Komfort, 
Sicherheit und Perfektion.

Also kommt für sie ein durchschnittliches 
Auto kaum in Betracht.

®
i .1 1 * - Ï  Mercedes-Benz. Ihr guter Stern auf allen Straßen.
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ständig die Mitgliedschaft Groß
britanniens in der EG unter
stützte, begründete sein Argu
ment mit: „I want to see a 
united Europe which disunited 
has plunged the world into war 
twice this century. I want to see 
the political genius of this coun
try coalesce with the industry 
and perseverance of Germany, 
with the civilised traditions of 
France, with the tolerance of 
the Low Countries and with the 
artistic genius of Italy.“

Mit 488 Stimmen gegen 62 be
stätigte das „House of Com
mons“ am 10. Mai 1967 die Ent
scheidung der Regierung, die 
volle Mitgliedschaft der EWG zu 
suchen. Im Jahre 1971 ratifi
zierte das Parlament mit einer 
Mehrheit von 112 Stimmen im 
Unterhaus und 393 im Oberhaus 
nach den abgeschlossenen Ver
handlungen mit der EWG die 
Entscheidung der Regierung, 
der EWG beizutreten. Im Januar 
1973 trat Großbritannien der 
EWG bei. Zu diesem Zeitpunkt 
gab es jedoch keine klaren An
zeichen seitens der Bevölkerung 
dafür, daß die Beitrittsentschei
dung willkommen war. Nach 
einer Befragung der EWG-Kom- 
mission im September 1973 hiel
ten nur 31 %  der Befragten die 
Mitgliedschaft Großbritanniens 
in der EG für günstig, während 
34%  sie als ungünstig erachte
ten. Ferner hielten nur 22%  der 
Befragten die Mitgliedschaft für 
sich selbst für günstig, während 
38%  der Gegenmeinung waren.

Im Sommer 1975 fand ein Re
ferendum über die weitere Mit
gliedschaft Großbritanniens in 
der EWG statt. Die Wähler 
stimmten 2 zu 1 dafür. Nach 
2V2jähriger Mitgliedschaft war 
die Zustimmung zur Mitglied
schaft Großbritanniens wesent
lich größer als je zuvor. Eine 
weitere Befragung der EWG- 
Kommission im Mai 1976 zeigte, 
daß, wie auch in den ursprüng
lichen sechs Mitgliedsländern, 
ein Rückgang der Zustimmung, 
zu verzeichnen war, jedoch hielt 
die Mehrheit immer noch die

Gemeinschaft für günstig. Wäh
rend der gesamten Zeit der Mit
gliedschaft, d. h. während der 
letzten vier Jahre, verstärkte 
sich die Zustimmung der Bevöl
kerung, und sie ist jetzt größer 
als zu jedem gegebenen Zeit
punkt vor dem Beitritt.

Die Industrie hat nach der An
sicht der „Confederation of Bri
tish Industries“ (CBI) die Mit
gliedschaft in der EWG ständig 
unterstützt. Auch in ihrer Ent
scheidung spielten politische 
Aspekte eine wichtige Rolle: 
„Political considerations cannot 
be divorced from the economic 
issues in the case for U.K. mem- 
bership of the E.E.C. The prime 
objective of the Community, an 
ever closer union of the Euro
pean people, will serve to pre- 
serve peace in Europe.“ ')

Zunahme der Direktinvestitionen

Seit 1970, dem Jahr mit der 
eigentlich geplanten Mitglied
schaft Großbritanniens in der 
EWG, sind die britischen Direkt
investitionen in der Gemein
schaft wesentlich gestiegen. Un
gefähr ein Drittel der Direktinve
stitionen im Ausland wurde in 
den vier Jahren 1971 bis 1974 in 
der EWG getätigt, d. h. die 
Direktinvestitionen in der EWG 
waren relativ zweimal so groß 
wie in den 60er Jahren. An den 
Direktinvestitionen gemessen, 
hat Großbritannien deutlich sei
nen Glauben an die Zukunft der 
EWG bestätigt.

*Die Gewerkschaftsführer sind 
anderer Meinung; für sie bedeu
ten diese Investitionen einen 
Zweifel an der industriellen 
Zukunft Großbritanniens. Der 
„Trade Union Congress“ (TUC) 
hatte 1972 mit einer geringen 
Mehrheit seine ehemalige Unter
stützung des Beitritts zur EWG 
zurückgezogen. Im folgenden 
Jahr stimmte der TUC, wieder 
mit einer geringen Mehrheit, ge
gen eine Mitgliedschaft in der 
EWG und im Jahre 1974 sogar 
mit großer Mehrheit. Die im Ver
hältnis zu den Inlandsinvestitio

nen steigenden Direktinvestitio
nen im Ausland insbesondere in 
den Jahren 1973 und 1974, d. h. 
in einer Zeit steigender Arbeits
losigkeit, waren bei den Ge
werkschaftsführern ein wichtiger 
Faktor für ihre starke Opposi
tion gegenüber der EWG.

Mit Ausnahme der Gewerk
schaftsführer bestehen keine 
Anzeichen dafür, daß die Unter
stützung der EG heute geringer 
als zur Zeit des Beitritts vor vier 
Jahren ist. Die Bedeutung der 
politischen Faktoren für den 
Beitritt Großbritanniens kann 
nicht stark genug hervorgeho
ben werden, und dieser politi
sche Wille wird höchstwahr
scheinlich die Auseinanderset
zungen mit der EG wegen öko
nomischer Schwierigkeiten be
stimmen. Aber gleichzeitig muß 
betont werden, daß die ökono
mischen Argumente gegen die 
weitere Mitgliedschaft Großbri
tanniens in der EG im Jahre 
1976 nicht viel anders sind als 
in dem Jahrzehnt vor 1973 und 
im Jahre 1973.

Obwohl die Zukunft der EG 
aus ökonomischen Gründen in 
Frage gestellt wird, haben die 
Volkswirtschaften von sechs der 
neun Mitgliedsländer eine be
merkenswerte Widerstandskraft 
in der jüngsten Rezession ge
zeigt. Dieser Block von sechs 
Mitgliedsländern (Deutschland, 
Frankreich, Dänemark und die 
Benelux-Staaten) plus die 
Schweiz, Österreich und Norwe
gen ist als der neue „Stability 
Bloc“ 2) beschrieben worden. 
Ein weiterer EG-Fortschritt 
könnte möglicherweise irgend
ein „Stufensystem“ oder sogar 
ein Drei-Stufen-System bedeu
ten, wenn die Türkei und Grie
chenland Mitgliedsländer wer
den sollten. Trotz der Schwie
rigkeiten bei solch einem Sy
stem existiert höchstwahrschein
lich der politische Wille zur 
Durchführung.

' )  B ritish  Industry and E uro pe  -  A  Report 
by the C B I Euro pe  Com m itte e, Lo nd on , 
March 1975.
2) F. W . Schulthess, C h a irm a n  of the Board 
of C re dit Suisse, G enf 1975.
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